AfA: Den Sozialstaat erhalten und fortentwickeln

Der Bundesvorstand der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD (AfA) hat auf einer Sitzung in Dresden nachfolgende "Dresdener Erklärung" einstimmig verabschiedet: 

Der AfA-Bundesvorstand nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass der breite gesellschaftliche Konsens über die Rolle des Sozialstaates zunehmend zerbricht. Der Sozialstaat bundesdeutscher Prägung hat entscheidend zum Erfolg der deutschen Wirtschaft beigetragen und ist Fundament unserer demokratischen Entwicklung. Der Zusammenhalt einer Gesellschaft ist nicht das Ergebnis ökonomischer Prozesse, sondern das Ergebnis gemeinsamer Wertvorstellungen. 

Es ist richtig, dass erwirtschaftet werden muss, was zur Verteilung ansteht. Richtig ist aber auch, dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den Wohlstand unserer Gesellschaft erwirtschaften. Es ist daher geradezu widersinnig, dass fast täglich neue Vorschläge auftauchen, die alle eines gemeinsam haben: die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu beschneiden und soziale Leistungen abzubauen. Es ist bezeichnend, dass das Schlagwort "keine Tabus" immer nur die Rechte der Arbeitnehmer betrifft, nicht aber die Besitzstände der ohnehin Bessergestellten unserer Gesellschaft. 

Der AfA-Bundesvorstand fordert alle Verantwortlichen der Sozialdemokratischen Partei auf, diesen unverantwortlichen Weg nicht zu beschreiten. 

Alte Zöpfe wie die Aufweichung des Kündigungsschutzes haben noch nie Arbeitsplätze gesichert, geschweige denn geschaffen. Bestehende Regelungen durch Probezeiten, befristete Beschäftigungsverhältnisse und die Ausdehnung der Leiharbeit bieten genügend Flexibilität. Es macht keinen Sinn, mehr Verunsicherung in die Betriebe zu tragen und zwei Klassen von Beschäftigten mit und ohne Kündigungsschutz in ein und demselben Betrieb zu schaffen. Ebenso falsch sind alle Maßnahmen, die der Auflösung der Flächentarifverträge Vorschub leisten. Tarifautonomie und Flächentarifverträge sind elementare Grundlagen des sozialen Friedens und Voraussetzung für Verlässlichkeit und wirtschaftlichen Erfolg.  

Nicht dauernde Verunsicherung, sondern klare Orientierung ist die Basis für die Lösung der Probleme auf dem Arbeitsmarkt und sachgerechte Reformen der sozialen Sicherungssysteme. Das Regierungsprogramm der SPD hat hier deutliche Schwerpunkte gesetzt, die Maßstab des Handelns sein müssen: ein beschäftigungspolitisches Gesamtkonzept, das vorrangig auf die Ausweitung der Investitionstätigkeit setzt und den Mittelstand durch finanzielle Förderprogramme unterstützt. die Sicherung der Arbeitnehmerrechte und die Stärkung der Tarifautonomie. die Entwicklung intelligenter Arbeitszeitmodelle. die gerechte Besteuerung des Einkommens aus Arbeit und Vermögen nach Leistungsfähigkeit. die Stärkung der sozialen Sicherungssysteme und die Absage an die Privatisierung der allgemeinen Lebensrisiken. 

Sozialdemokratische Reformpolitik hatte immer das Ziel, den Menschen zu nützen und dem Allgemeinwohl zu dienen. Sie unterscheidet sich damit von Konservativen und Liberalen, die in erster Linie Partikularinteressen verfolgen. Dies wieder in den Vordergrund zu rücken ist wesentliche Voraussetzung für die strukturelle Mehrheitsfähigkeit der SPD.  
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